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a) Wird die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds durch die 
Hauptversammlung wegen Verletzung des Gesetzes oder 
der Satzung durch Klage angefochten, so führt die Beendi­
gung des Amtes durch Rücktritt des gewählten Aufsichtsrats­
mitglieds zum Wegfall des Rechtsschutzinteresses für die 
Wahlanfechtungsklage, wenn die Nichtigerklärung keinen 
Einfluss auf die Rechtsbeziehungen der Gesellschaft, der A k­
tionäre sowie der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichts­
rats mehr haben kann.
b) D ie Nichtigerklärung oder Nichtigkeitsfeststellung eines
Wahlbeschlusses hat grundsätzlich solche Auswirkungen, 
wenn die Beschlussfähigkeit oder das Zustandekommen eines 
Aufsichtsratsbeschlusses von der Stimme eines Aufsichtsrats­
mitglieds abhängt, dessen Wahl nichtig ist oder für nichtig er­
klärt wird. Das Aufsichtsratsmitglied, dessen Wahl nichtig ist 
oder für nichtig erklärt wird, ist für die Stimmabgabe und B e­
schlussfassung wie ein Nichtmitglied zu behandeln.................  195

a) Weder ein von der Ehefrau begangener Ehebruch noch das 
bloße Verschweigen der hieraus folgenden möglichen N icht­
vaterschaft gegenüber dem Ehemann führt zu einer Schadens­
ersatzpflicht der (geschiedenen) Ehefrau hinsichtlich des von 
ihm geleisteten Unterhalts für das scheineheliche Kind.
b) D ie M utter ist nach Anfechtung der (ehelichen) Vater­
schaft grundsätzlich verpflichtet, ihrem (geschiedenen) Ehe­
mann Auskunft darüber zu erteilen, wer ihr während der 
Empfängniszeit beigewohnt hat.
c) Ohne Erteilung der Auskunft kann ein Schadensersatzan­
spruch wegen nicht durchsetzbarer Regressforderung gegen 
den Erzeuger nicht geltend gemacht werden, weil dieser Scha­
den ohne die Auskunft nicht beziffert werden kann................  207

a) Tritt der Gesellschafter eine gegen die Gesellschaft 
gerichtete Darlehensforderung binnen eines Jahres vor A n­
tragstellung ab und tilgt die Gesellschaft anschließend die 
Verbindlichkeit gegenüber dem Zessionär, unterliegt nach 
Verfahrenseröffnung neben dem Zessionär auch der Gesell­
schafter der Anfechtung.
b) Zu den gleichgestellten Forderungen gehören grundsätz­
lich auch Darlehensforderungen von Unternehmen, die mit 
dem Gesellschafter horizontal oder vertikal verbunden sind.
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Weiß ein Anleger, dass die ihn beratende Bank für den Ver­
trieb der empfohlenen Kapitalanlage eine Rückvergütung 
erhält, deren H öhe ihm die Bank vor seiner Anlageentschei­
dung nicht mitgeteilt hat, so hangt der Beginn der Verjäh­
rungsfrist seines Schadensersatzanspruches wegen verschwie­
gener Rückvergütung nicht von der Kenntnis der genauen 
■Höhe der Rückvergütung ab..............................................................  233
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Bei der Ablösung von Rechten braucht sich der Inhaber eines 
Zwischenrechts die Rangänderungen, die erst nach der Ein­
tragung seines Rechts in das Grundbuch wirksam geworden 
sind, nicht entgegenhalten lassen. Er kann unabhängig davon, 
aus welchem der nach der Rangänderung vorrangig geworde­
nen Rechte die Vollstreckung in das Grundstück betrieben 
wird, das vorrangige Recht insgesamt ablösen. Dabei geht 
das abgelöste Recht gemäß §1150, §268  Abs. 3 Satz 1 B G B 
mit dem Inhalt und dem Rang auf den Ablösenden über, 
den dieses Recht im Zeitpunkt der Eintragung des Zwischen­
rechts hatte.................................................................................................

a) Wird bei der Veräußerung eines nur einmal vorhandenen 
Gegenstandes (Unikats) durch die öffentliche Hand auf ein 
bedingungsfreies Bieterverfahren verzichtet, kann nicht da­
von ausgegangen werden, dass ein für das Kaufobjekt tatsäch­
lich gebotener Preis beihilfefrei ist. Vielmehr muss dann eine 
objektive Wertermittlung erfolgen.
b) Ein Verstoß gegen das beihilferechtliche Durchführungs­
verbot führt weder nach Unionsrecht noch nach deutschem 
Recht zwingend zur Gesamtnichtigkeit des Kaufvertrags, 
durch den eine Beihilfe gewährt wird. Ist Beihilfeelement 
ein zu niedriger Kaufpreis, reicht es zur Beseitigung des 
rechtswidrig erlangten Wettbewerbsvorteils aus, wenn vom 
Beihilfeempfänger die Zahlung des Unterschiedsbetrags zwi­
schen dem vereinbarten und dem höheren beihilfefreien Preis 
zuzüglich des bis zur Rückforderung entstandenen Zinsvor­
teils verlangt wird.
c) Ein Kaufvertrag, der Beihilfeelemente enthält, kann nicht
durch Vereinbarung einer Erhaltens- und Ersetzungsklausel 
mit beihilferechtskonformem Inhalt aufrechterhalten werden, 
wenn keine konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, worauf 
sich die Parteien des Kaufvertrags bei -  unterstellter -  N ich­
tigkeit der Kaufpreisvereinbarung verständigt hätten. 
(»CEPS-Pipeline«) ...............................................................................

243

254

ISBN 978-3-452-27803-6


